
kennen, daß eine unsachgemäße Montage an der Schub­
stange durchgeführt wurde.“
Wenn sich die Lenkschubstange nicht schon früher ge­

löst habe, so liege das daran, daß sie noch in sich einen 
Halt gehabt habe, der aber mangels der erforderlichen 
Versplintung im Laufe der Zeit verlorengegangen sei. Die 
Verklagte zu 2) habe es fahrlässig unterlassen, das Fahr­
zeug in einen verkehrssicheren Zustand zu versetzen. Des­
halb hafte sie nach § 823 BGB für den dem Kläger entstan­
denen Schaden.

Der Kläger beantragte, das angefochtene Urteil gegen 
die Verklagte zu 2) aufzuheben und die Verklagte zu 2) zur 
Zahlung von 598,22 DM nebst 4 Prozent Zinsen zu verur­
teilen.

Die Verklagte zu 2) beantragte, die Berufung zurück­
zuweisen.

Sie wies auf § 6 der 2. DB zur PreisVO Nr. 370 vom 21. 
Juli 1954 (GBl. S. 639) hin. Dort werde bestimmt, daß der 
Auftraggeber nicht für leichte Fahrlässigkeit hafte. Schließ­
lich würden die bekannten Gewährleistungsansprüche aus 
dem Werkvertrag in § 8 bei Kraftfahrzeug-Reparaturen auf 
die Dauer eines Monats nach Abnahme oder eine Lauf­
strecke bis 3000 km innerhalb des ersten Monats begrenzt. 
Dieses Gesetz hebe die allgemeinen Bestimmungen des 
BGB auf. Jeder Kraftfahrer, der sein Kraftfahrzeug zur 
Reparatur bringe, unterwerfe sich diesen neuen Bestim­
mungen, die wegen des Ersatzteilmangels und der teilweise 
unbefriedigenden Straßenverhältnisse erlassen worden 
seien.

Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 823 Abs. 1 BGB ist u. a. auch derjenige zu 

Schadensersatz verpflichtet, der fahrlässig und wider­
rechtlich den Körper, die Gesundheit und das Eigentum 
des anderen verletzt. Der Verklagten zu 2) fällt in die­
sem Sinne eine unerlaubte Handlung zur Last, die 
unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der Ver­
handlungen und nach dem Ergebnis der in zweiter In­
stanz durchgeführten Beweisaufnahme für den Unfall 
des Klägers ursächlich war.

Die unerlaubte Handlung der Verklagten zu 2) ist 
darin zu sehen, daß die Schubstangenmutter des PKW 
des Verklagten zu 1), die sich gelöst hatte, spätestens 
bei der Durchsicht nach 500 km Fahrstrecke seit der 
Generalreparatur nur mit e i n e m  Splint gesichert 
worden ist, obwohl beim Opel P4 eine doppelte Ver­
splintung der Schubstangenmutter vorgesehen und zur 
Sicherheit erforderlich ist. Weiterhin wurde festgestellt, 
daß die Schubstangenmutter sehr lose im Gewinde des 
Schubstangenkopfes sitzt, d. h. viel radiales und auch 
axiales Spiel hat; auch dieser Mangel wurde von der 
Verklagten zu 2) nicht beseitigt.

Bei diesem Sachverhalt hält es der Senat für fahr­
lässig und widerrechtlich, beim Einbau einer gebrauch­
ten Schubstange mit Schubstangenmutter, die die 
Herstellerfirma in neuem Zustand mit doppelter Splint­
sicherung liefert, die Schubstangenmutter der hier vor­
liegenden Konstruktion nur mit einem Splint zu sichern. 
Das ist um so gefährlicher für die erforderliche 
Verkehrssicherheit, wenn die Mutter lose im Gewinde 
des Schubstangenkopfes sitzt und sowohl radiales als 
auch axiales Spiel hat, wie im vorliegenden Fall. Dabei 
kann dem Vorbringen der Verklagten zu 2) durchaus 
dahin gefolgt werden, daß die wieder eingebaute 
Schubstange mit Mutter zum Zeitpunkt der General­
reparatur vielleicht noch verwendet werden durfte, 
ohne gegen die Verkehrssicherheit und Pflichten eines 
Kraftfahrzeughandwerkers zu verstoßen, und daß diese 
wiederverwendeten Teile noch nicht schrottreif waren, 
wie im Zweitgutachten festgestellt worden ist. Erheb­
lich besser kann der Unterschied zu dem jetzigen Be­
fund infolge der verhältnismäßig kurzen Zeitspanne 
zwischen dem Zeitpunkt der Generalreparatur und dem 
Unfall des Klägers jedoch nicht gewesen sein. Deshalb 
hätte die Verklagte zu 2) diese Schubstangenmutter 
pflichtgemäß mindestens so gut sichern müssen, nämlich 
mit zwei Splinten, wie es die Herstellerfirma tut, wenn 
sie. derartige Teile der Lenkung neu liefert. Bei Be­
trachtung des ersten Satzes des § 8 Abs. 1 der 2. DB 
zur PreisVO Nr. 370: „Der Auftragsnehmer verpflichtet 
sich, beste Qualitätsarbeit zu leisten“, hätte es im vor­
liegenden Falle wegen des mangelhaften Zustands der 
wiederverwendeten Lenkungsteile viel näher gelegen, 
mit drei oder vier Splinten zu sichern, was die hier

vorliegende Konstruktion ermöglicht hätte, um dem 
schlechten Zustand der wiederverwendeten Teile im 
Interesse der Verkehrssicherheit gerecht zu werden. 
Auf keinen Fall durfte sich die Verklagte zu 2) nur mit 
einer einfachen Versplintung begnügen.

Die fahrlässige und damit schuldhafte Pflichtver­
letzung der Verklagten zu 2) stellt gleichzeitig einen 
Verstoß gegen ein Schutzgesetz i. S. des § 823 Abs. 2 
BGB dar. Die für den vorliegenden Rechtsstreit anzu­
wendende gesetzliche Bestimmung als Schutzgesetz ist 
der § 43 der Straßenverkehrszulassungsordnung vom
4. Oktober 1956 (GBl. I S. 1262). Daß die Verklagte zu 2) 
im vorliegenden Fall dieser gesetzlichen Vorschrift 
nicht nachgekommen ist, wurde bereits vorstehend 
dargelegt. In dieser Bestimmung über die Lenkvorrich­
tung von Kraftfahrzeugen sind die Sicherungsmaß- . 
nahmen eingehender dargelegt worden. Dort heißt es 
u. a., daß ausgebaute Splinte und Sicherungsbleche 
nicht wieder verwendet werden dürfen und neue 
Sicherungsteile einzubauen sind, die in ihrer Ausfüh­
rung dem Original entsprechen müssen. Darunter ist 
nach Auffassung des Senats auch zu verstehen, daß der 
Umfang der Sicherung dem Original entsprechen muß, 
so daß die Verklagte zu 2) die in Frage kommende 
Lenkung, wie schon ausgeführt, unbedingt mindestens 
mit zwei Splinten sichern mußte. Wenn sie demgegen­
über vorträgt, daß nach § 43 StVZO der Sicherheit im 
Straßenverkehr genügt werde, wenn Schraubverbin­
dungen durch Kronenmutter mit Splint gesichert wer­
den und auch ein zweiter Splint nach dem Zweitgut­
achten früher oder später abgescheert worden wäre, so 
ist dem entgegenzuhalten, daß es sich bei der hier 
vorliegenden Schubstangenmutter nicht um eine 
Kronenmutter handelt. Es ist eine Mutter mit Aus­
sengewinde, um das in gleichen Abständen vier 
Splintkerben angebracht sind.

Die Beweisaufnahme ergab, daß das Lösen der nur 
mangelhaft gesicherten Schubstangenmutter ursächlich 
für den Unfall des Klägers und den dadurch entstan­
denen Schaden war. Die Ersatzpflicht der Verklagten 
zu 2) ergibt sich aus §§ 823, 845 und 847 Abs. 1 BGB. 
Zum Hinweis der Verklagten zu 2) auf die 2. DB zur 
PreisVO Nr. 370 braucht nur erwähnt zu werden, daß 
diese speziellen Bestimmungen anzuwenden sind zwi­
schen Auftragnehmer und Auftraggeber im Fall eines 
Reparaturauftrages für ein Kraftfahrzeug oder einen 
Kraftfahrzeugteil. Ergänzend dazu sind jedoch, falls er­
forderlich, die einschlägigen Bestimmungen des BGB an­
zuwenden. Die vorgenannte Verordnung hebt nicht die 
allgemeinen Bestimmungen des BGB auf, wie die 
Verklagte zu 2) behauptet, und auch nicht die gesetz­
lichen Vorschriften über unerlaubte Handlungen nach 
§§ 823 ff. BGB, nach denen die Verurteilung der Ver­
klagten zu 2) zu erfolgen hatte.

Der Senat konnte im vorliegenden Fall trotz des 
dahingehenden Vorbringens der Verklagten zu 2) kein 
Mitverschulden des Klägers am Unfall i. S. von § 254 
BGB feststellen. Nach dem insoweit unbestrittenen 
Sachverhalt hat der Kläger vom Verklagten zu 1) den 
PKW zu einer Privatfahrt an einem Sonntag bekommen, 
und bereits gegen 10 Uhr erfolgte auf der Fahrt nach 
Bad L. der Unfall. Im Zweitgutachten wurde ausge­
führt, daß nicht gleich nach dem Abscheeren und 
Herausfallen des Splintes der Unfall geschehen muß. 
Die Schubstangenmutter müsse sich erst einige Milli­
meter nach außen schrauben, bevor der Lenkkegel durch 
die vordere Erweiterung des Schubstangenkopfes her­
ausfallen könne. Didse Lageveränderung der Schub­
stangenmutter gehe anfangs langsam, dann aber, wenn 
ein größeres Spiel vorhanden ist, sehr schnell vor sich.
Es ist deshalb durchaus glaubhaft, daß sich die Lenkung 
plötzlich löste und der Kläger dies vorher nicht so 
wahrnehmen konnte, daß er verpflichtet war, anzu­
halten und eine eingehende Prüfung vorzunehmen 
oder vornehmen zu lassen.

Somit war die Verklagte zu 2) auf die Berufung des 
Klägers unter entsprechender Abänderung des an­
gefochtenen Urteils zur Zahlung von insgesamt 
598,22 DM an den Kläger zu verurteilen.

(Mitgeteilt von Oberrichter Waraczewski, 
Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt)
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